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Wer dieselben Ziele verfolgt, kommt gemeinsam besser voran. Vertrauen
Sie auf unsere jahrzehntelange Erfahrung und legen Sie bei der LGT
nach derselben Strategie an wie unserer Eigentümerin, die Fürstliche Familie
von Liechtenstein. lgt.com/ch

Investieren Sie Seite
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Fachkräftemangel – was tun?
Es gilt, das inländische Fachkräftepotenzial besser zu nutzen. Die wichtigste Stellschraube dafür bietet das Steuersystem:  
Die Steuerbelastung soll mit dem Beschäftigungsgrad sinken. REINER EICHENBERGER UND PATRICIA SCHAFER

Alle reden vom Fachkräftemangel. Dabei ist er nur 
die Spitze des darunterliegenden Eisbergs: Die 
Märkte funktionieren nicht mehr. Fachkräfte-

mangel herrscht heute in Spitälern, Schulen und Kin-
derkrippen, aber auch im Handwerk, im Bau- und Gast-
gewerbe, ja eigentlich in jeder Branche. In einer Markt-
wirtschaft dürfte es theoretisch gar keinen Fachkräfte-
mangel geben, da die Marktkräfte ihn beseitigen sollten. 

Wenn in einer Branche die Nachfrage nach Arbeits-
kräften grösser als das Angebot ist, sollten die Arbeitge-
benden im Wettbewerb um die knappen Arbeitskräfte 
die Löhne hochtreiben. Weil dadurch die Arbeitneh-
menden mehr arbeiten und zusätzli-
che Arbeitskräfte aus anderen Bran-
chen angezogen werden, steigt das 
Arbeitsangebot mit den Löhnen und 
der Mangel wird beseitigt. Doch wes-
halb stimmen diese theoretischen Er-
wartungen nicht mit der heutigen 
Realität überein?

Zum einen versagen die Märkte in 
gewissen Branchen, weil die Löhne 
durch Regulierungen und Absprachen 
recht starr sind. Ein Beispiel ist das Pfle-
gepersonal in Spitälern. Als die Nach-
frage nach Personal wegen Covid 
wuchs, konnten viele Spitäler nicht ein-
fach die Löhne erhöhen. Deshalb ver-
suchten sie, dem Personal durch andere 
Massnahmen ein attraktives Angebot 
zu machen, etwa, indem sie ihnen glei-
chen Lohn zu weniger Arbeitszeit, mehr 
Weiterbildungstage oder leichtere 
Kompensation von Überzeiten boten. 

Das bringt den entscheidenden Effekt: Bei Personal-
knappheit sinken die geleisteten Arbeitsstunden. Da-
durch wächst in der Branche der Personalmangel, und 
jede Firma muss die Bedingungen noch zusätzlich ver-
bessern, die Arbeitslast ihrer Mitarbeiter weiter senken. 
Ähnliches passiert nun in Kinderkrippen, Kindergärten 
und Primarschulen. Gesetze, Subventionen und Bevöl-
kerungswachstum bedingen mehr Leistungen, wodurch 
die Nachfrage nach Betreuungs- und Lehrpersonal 
wächst. Die Löhne sind aber durch starre Lohntabellen 
vorgegeben. Wie also können die Krippen und Schulen 
zusätzliches Personal anziehen und bei anderen Krip-
pen und Schulen abwerben? Wiederum, indem sie ih-
nen bessere Bedingungen bieten, sprich, indem sie 
Arbeitnehmende zeitlich entlasten. 

Beliebte Teilzeitarbeit
Zum anderen ist das perverse Arbeitsangebot auch zu-
nehmend durch die Steuern bedingt. Die Grenzsteuer-
belastung, also die Steuerbelastung auf den höchsten 
Lohnanteilen, beläuft sich heute für Medianlohnbezü-

ger z. B. in der Stadt Zürich, um die 30%. Hinzu kommen 
die AHV-Beiträge von Arbeitnehmenden und Arbeitge-
benden, die bereits für Medianeinkommen oft als reine 
Steuer wirken, weil die Zahlungen nicht mehr rentenbil-
dend sind. Somit geht von der Arbeitsleistung rund 40% 
an den Staat und die Sozialwerke. Die Steuerbelastung 
spielt nun eine schnell zunehmende Rolle. Nicht weil die 
Steuern steigen, sondern weil die Arbeitnehmenden im-
mer stärker auf die Steuerbelastung reagieren. 

Eine entscheidende Rolle spielt die Arbeitsbeteili-
gung der Frauen: Weil sie viel häufiger als Männer Teil-
zeit arbeiten, können sie viel besser auf die Steuerlast re-

agieren. Zudem wurde es mit der 
Arbeitsbeteiligung der Frauen in vie-
len Branchen und Berufen leichter, 
auch mit einem Teilzeitjob Karriere 
zu machen. Dadurch wurde die At-
traktivität von Teilzeitjobs auch für 
Männer stark erhöht. So nahm die 
Marktarbeit durch die Arbeitsmarkt-
beteiligung der Frauen insgesamt 
zwar zu, reagiert jedoch jetzt viel 
stärker auf die Steuerlast.

Wenn nun der Fachkräftemangel 
aus irgendeinem Grund steigt, müs-
sen sich die Arbeitgeber auch in den 
Branchen, in denen die Löhne frei 
spielen, überlegen, wie sie Arbeits-
kräfte anlocken wollen: Mit höheren 
monetären Entschädigungen, wobei 
nur 50 bis 60% beim Arbeitnehmen-
den landen? Oder mit einer niedri-
geren Arbeitslast bei gleichem Lohn, 
die zu 100% beim Mitarbeitenden 

landet? Viele Arbeitgeber und Arbeitnehmende optieren 
für weniger Arbeitslast.

Natürlich stellt sich die Frage, ob die Arbeitnehmen-
den die hohe Steuerbelastung wahrnehmen und wirk-
lich so reagieren. Die Antwort wird klar bei einem Blick 
auf Situationen, in welchen Arbeitnehmende direkt zwi-
schen besteuerter Marktarbeit und unbesteuerter Frei-
zeit oder Hausarbeit entscheiden müssen. So fliesst in 
die Überlegungen zur Fremd- oder Selbstbetreuung der 
Kinder zumeist ein, was netto nach Steuern bleibt. Ein 
anderes Beispiel ist die Kompensation oder Auszahlung 
von Überstunden. Da denken viele Arbeitnehmer ganz 
offensichtlich an die steuerlichen Konsequenzen.

Damit stehen wir mitten in einer Zeitwende. Die heu-
tigen progressiven Einkommenssteuern mit ihren hohen 
Grenzsteuersätzen halten der gesellschaftlichen Ent-
wicklung hin zu Geschlechtergleichheit und damit zu-
nehmender Teilzeitmarktarbeit nicht mehr stand. Was 
also tun, um die benötigten Fachkräfte zu rekrutieren? 

Ein auf den ersten Blick naheliegendes Rezept ist die 
Personenfreizügigkeit und die Rekrutierung im Ausland. 
Das kann die Probleme aber noch verschlimmern. Statt 

die Löhne in den Bereichen mit besonderer Knappheit 
endlich zu erhöhen, können die Arbeitgebenden aus-
ländische Arbeitskräfte rekrutieren. Das bringt hohes 
Bevölkerungswachstum, was die Nachfrage nach Arbeit 
und den Mangel an einheimischen Fachkräften ver-
stärkt. Diese sind in vielen Berufen aus ausbildungsbe-
dingten, rechtlichen oder sprachlichen Gründen über-
vertreten, etwa im Rechtsbereich, in höheren Staatsstel-
len, bei der Polizei oder der Kleinkindererziehung. Mit 
Zuwanderung wächst aber die Nachfrage in diesen Be-
reichen. So entsteht Fachkräftemangel, und wenn die 
Einheimischen mühsam in diese Bereiche gelockt wer-
den, fehlen sie in anderen Bereichen umso mehr. 

Für einen «Vielarbeitsabzug»
Somit gilt es, das inländische Fachkräftepotenzial besser 
zu nutzen. Die wichtigste Stellschraube bietet das 
Steuersystem. Ein häufiger  Vorschlag ist, den Steuersatz 
von Teilzeitarbeitenden aufgrund ihres auf 100% hoch-
gerechneten Einkommens zu ermitteln. Das ist wenig 
zielführend. Es würde nicht nur die Steuerlast insge-
samt, sondern es würden auch die Grenzsteuersätze bei 
niedrigen Beschäftigungsgraden deutlich erhöht, was 
die Arbeitsanreize besonders von Frauen senken würde.  

Wir empfehlen einen neuen, wirksameren Weg: Die 
Steuerbelastung soll mit dem Beschäftigungsgrad sin-
ken. Dafür wird den Steuerpflichtigen ein Steuerabzug 
für jede Stunde Arbeit, die über eine bestimmte Grenze 
hinaus geleistet wird, gewährt. Dies würde nicht nur zu 
einer höheren Arbeitsmarktbeteiligung, sondern auch 
zu mehr Gerechtigkeit führen: heute zahlen zwei Perso-
nen, die gleichviel Einkommen haben, aber ganz un-
gleich viel arbeiten und ganz ungleich viel Zeit für Haus-
arbeit, Hobby, Erholung etc. haben, gleich viel Steuern. 

Dieser «Vielarbeitsabzug» könnte z. B. 40 Fr. pro 
Arbeitsstunde betragen, die steuerpflichtige Personen 
über 80% einer vollen Beschäftigung hinaus leisten. Das 
ist einfach umzusetzen. Es gibt den Arbeitnehmenden 
starke Anreize, ihren Arbeitseinsatz zu erhöhen, und 
den Arbeitgebenden gibt es die Möglichkeit, Fachkräfte 
durch Lohnerhöhungen statt Arbeitszeitsenkungen an-
zuziehen. So würde dann der Arbeitsmarkt wieder funk-
tionieren. Die steuerliche Entlastung wäre relativ zur 
bisherigen Last für die niedrigeren Einkommen beson-
ders hoch, und die Steuerausfälle würden durch Mehr-
einnahmen infolge Mehrarbeit zumindest längerfristig 
weitgehend kompensiert.

Reiner Eichenberger ist Professor für Theorie der Finanz- 
und Wirtschaftspolitik an der Universität Freiburg i. Üe. 
und Forschungsdirektor von Crema – Center of Research 
in Economics, Management and the Arts. Patricia 
Schafer ist Diplomassistentin und Doktorandin am 
Lehrstuhl für Theorie der Finanz- und Wirtschaftspoli-
tik an der Universität Freiburg. 

«Wehe, wehe, wenn ich das Ende sehe», 
zitierte ein SVP-Ständerat Wilhelm Busch 
in einem Votum an der CS-Sonderses-
sion. In der Tat, am Schluss stimmten die 
beiden Polparteien SP und SVP, zusam-
men mit den Grünen, im Nationalrat am 
Mittwoch zum zweiten Mal Nein gegen 
die Verpflichtungskredite zur CS-Rettung. 
Damit erledigte eine unheilige Allianz in 
der grossen Kammer das Geschäft defini-
tiv, obschon ihr der Ständerat zuvor eine 
viel beschworene «Brücke» gebaut hatte.

Der Ständerat wurde seinem Ruf der 
«Chambre de Refléxion» wieder einmal 
gerecht. Am Vormittag hatte er die Bun-
desgarantien von insgesamt 109 Mrd. Fr. 
mit überdeutlichem Mehr angenommen 
und Elemente eingebaut, die dem Natio-
nalrat entgegenkamen. Im Ständerat do-
minieren die «gemässigteren» Parteien, 
die Kantonsvertreter- und -vertreterinnen 
sind exponierter und können sich nicht in 
der grossen Masse von fast 250 Parlamen-
tariern im Nationalrat verbergen.

Die Debatte im «Stöckli» war mit we-
nigen Ausnahmen bemerkenswert sach-
lich. Die Unterschiede in Substanz und 
Tonlage namentlich der SP- und SVP-Re-
präsentanten zu ihren Parteikollegen im 
Nationalrat waren auffallend gross.

Seitens der SVP erfolgte der Aufruf, 
nicht bereits Regulierungsbeschlüsse in 
das Abstimmungspaket zu integrieren, 
ohne die Konsequenzen bedacht und 
analysiert zu haben. SP-Ständerätin Eva 
Herzog ihrerseits meinte sinngemäss, 
dass die meisten Ja zu den Garantien 
stimmen würden, müssten sie die Ver-
antwortung für ein Nein und deren un-

absehbare Folgen wirklich tragen. Von 
vornherein war klar: Eine Ablehnung hat 
rechtlich keine Folgen, da die Bundesbe-
schlüsse per verfassungsrechtlich abge-
stütztem Notrecht gefasst wurden.

Reine Symbolpolitik für die Galerie 
und die Wählerschaft, liesse sich schul-
terzuckend kommentieren. Aber das 
sture Nein einer Mehrheit des National-
rats sendet schwerwiegende Signale 
aus. Die Ablehnung kommt einem Miss-
trauensvotum der beiden Polparteien 
gegenüber dem Bundesrat und der Fi-
nanzdelegation gleich, zumal SP und 
SVP dort vier von sieben resp. die Hälfte 
der Vertreter stellen.

Mehr noch: UBS wird sich wappnen 
müssen. Zur «Vernunftehe» (O-Ton Bun-
desrätin Karin Keller-Sutter) gezwungen, 
wird sie sich, darauf deuten die Voten 
während der Sondersession hin, auf ein 
viel engeres, aber nicht unbedingt ziel-
führenderes Regulierungskorsett einzu-
stellen haben.

Manches – wie zum Beispiel die Über-
prüfung des Too-big-to-fail-Regimes, 
vernünftigere Regeln zur persönlichen 
Haftung und zur variablen Vergütung, die 
eingegangene Risiken und Unterneh-
mensverluste mehr berücksichtigen als 
bis anhin – ist im Kern unbestritten.

Aber die Gefahr, dass das Parlament 
die UBS «wegreguliert», ist ebenso sehr 
vorhanden. Wollen wir wirklich einen Fi-
nanzplatz ohne international kompetitive 
Schweizer Grossbank? Diese Diskussion 
ist noch zu führen. So oder so werden sich 
Investoren derzeit zwei Mal überlegen, ob 
sie in UBS-Aktien investieren sollen.

Verantwortungsloser Nationalrat
Polparteien senden bedenkliches Signal aus. ARNO SCHMOCKER

Anzeige

Seit Anfang Jahr hat sich 
der Preis für Bitcoin fast 
verdoppelt (vgl. Seite 
17). Er liegt nun über 
30 000 $. Das ist über-
raschend. Negative 
Schlagzeilen gibt es 
zuhauf, etwa die 
Pleite des Handels-
platzes FTX und der 
Kryptobank Silicon 
Valley Bank sowie 
juristische Probleme 
für die grösste Kryp-
tobörse Binance. 
Echte Gründe für 
die Erholung gibt es 
 dagegen nicht.

Der Kryptokult 
hat Anleger in 
den Bann gezo-
gen. Doch der 
Kult zieht nicht 
mehr. Weder 
kann man «spekulatives Fieber» – die 
Google-Suchen dümpeln vor sich hin 
– noch eine weitere Verbreitung in der 
Realwirtschaft ausmachen.

Auch andere Argumente sind 
 wenig überzeugend. Das für 2024 
 angesetzte Halving – die Halbierung 
der Produktionsmenge neuer Bitcoin 
– wäre nur positiv, wenn überhaupt 
Nachfrage bestünde. Und fallende 
Zinsen sollten nur marginale Effekte 
haben. Die wahrscheinlichste Erklä-
rung für die höheren Notierungen 
von Bitcoin & Co. ist Manipulation.

Viele Transaktionen werden auf den 
Plattformen nur zum Schein durch
geführt, um den Preis und das Volu
men künstlich hoch zu halten. Insbe-
sondere die aus dem Nichts erschaf-
fenen Stablecoins wie Tether, die eins 
zu eins an den Dollar gebunden sind, 
stehen als Instrument dafür im Ver-
dacht. Der Stablecoin von Binance 
wird wegen regulatorischen Drucks 
nun nicht mehr emittiert.

Skandale, Regulierung, Manipula-
tionen: Die Gefahren für Bitcoin & Co. 
sind gross. Auch der letzte Preisschub 
der digitalen Assets ist auf einem wie-
der grösser werdenden Kartenhaus 
gebaut. Selbst für spekulativ orien-
tierte Anleger ist ein Engagement in 
Kryptowährungen daher nicht zu 
empfehlen. Wenn das Kartenhaus ein-
mal fällt, wird der Schaden gross sein.

Kartenhaus

«Arbeitgeber brau-
chen die Möglichkeit, 
Fachkräfte mit mehr 
Lohn anzuziehen.»

ALEXANDER TRENTIN 
 Redaktor  

zum Thema 
Krypto-Erholung


